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Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 
(13. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleicbsgesetz vom 14. August 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 446), zuletzt geändert durch 
§ 34 des Gesetzes zur Einführung von Vorschriften 
des Lastenausgleichsrechts im Saarland vom 30. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 637), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In § 12 Abs. 8 wird folgender Halbsatz ange- 
fügt: 

„oder sofern es sich um Vermögen handelt, das 
bereits am 31. Dezember 1937 in seinem oder 
seines Erblassers Eigentum stand." 

2. In § 55 a Satz 2 wird das Wort „zehnter" durch 
das Wort „fünfter" ersetzt. 

3. In § 230 Abs. 2 Nr. 3 werden nach den Worten 
„zu seinen Kindern" folgende Worte eingefügt: 
„oder von volljährigen hilfsbedürftigen Kin- 
dern zu den Eltern oder volljährigen Kindern 
zu hilfsbedürftigen Eltern". 

4. In § 249 Abs. 3 werden ersetzt die Zahlen „60" 
durch „50", „65" durch „54", „70" durch „58", 
„72,5" durch „60", „75" durch „62", „80" durch 
„66", „85" durch „71", „90" durch „75", „95" 
durch „79" sowie das Wort „Vierzigfache" durch 
„Dreiunddreißigfache". 


5. In § 249 a Abs. 3 Satz 2 werden nach den Wor- 
ten „nach § 246" die Worte „einschließlich eines 
etwaigen Zuschlages nach § 246" eingefügt. 

6. In § 255 Abs. 2 werden die Worte „35 000 
Deutsche Mark" durch die Worte „40 000 Deut- 
sche Mark" ersetzt. 

7. In § 267 Abs. 2 erhält Nummer 3 folgende Fas- 
sung: 

„3. Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, 
aus Gewerbebetrieb, aus selbständiger Ar- 
beit und aus einem gegenwärtigen Arbeits- 
verhältnis werden zur Hälfte angesetzt. 
Dies gilt nicht bei Einkünften bis zu den 
Sätzen der Unterhaltshilfe; in diesen Fällen 
wird ein Freibetrag in Höhe der halben 
Sätze der Unterhaltshilfe gewährt." 

8. In § 268 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte 
„6000 Deutsche Mark" durch die Worte „7800 
Deutsche Mark" ersetzt. 

9. In § 273 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Durch Rechts Verordnung kann bestimmt wer- 
den, inwieweit Personen, die eine einer selb- 
ständigen Tätigkeit ähnliche Beschäftigung aus- 
übten, den Personen nach Nummer 1 gleichge- 
stellt werden." 

10. ln § 276 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „9 
Deutsche Mark" durch die Worte „12 Deutsche 
Mark" ersetzt. 
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11. In § 278 a Abs. 4 wird jeweils das Wort „Unter- 
haltshilfe" durch das Wort „Kriegsschadens- 
rente" ersetzt. 

12. In § 285 Abs. 1 wird Satz 2 gestrichen. 

13. In § 292 Abs. 4 erster Unterabsatz werden die 
Worte „20 Deutsche Mark" durch die Worte 
„25 Deutsche Mark", die Worte „30 Deutsche 
Mark" durch die Worte „37 Deutsche Mark" 
und die Worte „6 Deutsche Mark" durch die 
Worte „7 Deutsche Mark" ersetzt. 

14. In § 295 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Nach Maßgabe einer Rechtsverordnung kann 
eine um 400 Deutsche Mark höhere Hausratent- 
schädigung zuerkannt werden, sofern die Ein- 
künfte 9000 Reichsmark oder das Vermögen 
60 000 Reichsmark überstiegen oder wenn auf 
Grund sonstiger besonderer Umstände, zum 
Beispiel in Anbetracht besonders umfangreichen 
Hausrats, die Einyruppierung in diese Sonder- 
stufe angemessen ist." 

Artikel 11 

Änderung des Feststellungsgesefzes 

Das Feststellungsgesetz in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 534) und der 
dazu ergangenen Änderungsgesetze, zuletzt geän- 
dert durch das 12, ÄndG LAG vom 29. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 613), wird wie folgt geändert: 

1. In § 8 Abs. 2 Nr. 4 wird nach einem Semikolon 
folgender Halbsatz eingefügt: 

„sofern die Entschädigungszahlimg nach dem 
31. Dezember 1942 erfolgte, tritt an die Stelle 
des vorgenannten Vomhundertsatzes ein solcher 
von 85 vom Hundert." 

2. In § 13 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„erhöht" die Worte „um 20 vom Hundert sowie" 
eingefügt. 

3. In § 13 Abs. 5 wird folgende Nummer 5 an- 
gefügt: 

„5. der Reichsmarkbetrag einer nach dem 1. Ja- 
nuar 1940 vollzogenen Einlage in den ge- 


werblichen Betrieb, sofern dieser Betrag am 
1. Januar 1940 zu einer anderen Art von 
Vermögen des Betriebsinhabers gehörte." 

4. In § 16 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 245 Nr. 1 ist entsprechend anzuwenden." 


Artikel III 

Änderung des Währungsausgleichsgesetzes 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener in der Fassung vom 
14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 547) und 
der dazu ergangenen Änderungsgesetze, zuletzt 
geändert durch das 11. AndG LAG vom 29. Juli 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 545) wird wie folgt geändert: 

§ 8 erhält folgende Fassung: 

.§ 8 

Beweisgrundsätze 

Maßgebend für die Feststellung des Ausgleichs 
nach Grund und Höhe sind die Beweisgrundsätze 
der §§ 33 bis 35 des Feststellungsgesetzes." 


Artikel IV 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht 
im Saarland. 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung 
in Kraft. Die Vorschriften des Artikels I und II sind, 
vorbehaltlich der nachstehenden Regelung, mit Wir- 
kung vom Inkrafttreten des Lastenausgleichsge- 
setzes (§ 375) ab anzuwenden. Artikel I Nr. 7, 8, 
10, 12 und 13 sind mit Wirkung vom 1. Juni 1961 
anzuwenden. 


Bonn, den 22. November 1960 


Lenz (Trossingen) und Fraktion 
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